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2 3 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen der Satzung der Internationalen Atomenergie-Organisation.

2 4 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Abkommen über den Straßenverkehr, zum Protokoll
über Straßenverkehrszeichen und zur Europäischen Zusatzvereinbarung zum Abkommen über
den Straßenverkehr und zum Protokoll über Straßenverkehrszeichen.

2 5 . Vereinbarung über die Gründung einer Europäischen Organisation für photogrammetrische experimentelle
Untersuchungen samt Zusatzprotokoll.

2 6 . Notenwechsel zwischen dem Bundeskanzleramt, Auswärtige Angelegenheiten, und der Israelischen Gesandtschaft
in Wien über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges für Inhaber von Diplomaten- und
Dienstpässen im Verhältnis zwischen Österreich und Israel.

2 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 14. Jänner 1958 über weitere Ratifika-
tionen der Satzung der Internationalen

Atomenergie-Organisation.

Nach Mitteilungen der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika ist die Satzung
der Internationalen Atomenergie-Organisation,
BGBl. Nr. 216/1957, gemäß Artikel XXI lit. E für
folgende weitere Staaten in Kraft getreten:

Staat
Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde

Neuseeland 13. September 1957
Jugoslawien 17. September 1957

Marokko 17. September 1957

Nicaragua 17. September 1957
Monaco 19. September 1957

Vietnam 24. September 1957

Äthiopien 30. September 1957

Griechenland 30. September 1957
Italien 30. September 1957
Paraguay 30. September 1957

Peru 30. September 1957
Bundesrepublik Deutsch-

land 1. Oktober 1957
Kuba 1. Oktober 1957
Argentinien 3. Oktober 1957
Haiti 7. Oktober 1957
Tunesien 14. Oktober 1957
Thailand 15. Oktober 1957
Birma 18. Oktober 1957

Von einzelnen Staaten wurden zu den Be-
stimmungen der Satzung folgende Vorbehalte
eingebracht:

(1) Argentinien:

Im Hinblick auf Artikel XVII behält sich die
Regierung Argentiniens das Recht vor, Streitig-
keiten, die die Souveränität ihres Territoriums
betreffen, dem in diesem Artikel erwähnten Ver-
fahren nicht zu unterwerfen.

(2) Schweiz:

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations-
urkunde zur Satzung der Internationalen Atom-
energie-Organisation macht die Schweiz in all-
gemeiner Hinsicht den Vorbehalt, daß ihre Mit-
arbeit in der Internationalen Atomenergie-Or-
ganisation, insbesondere im Hinblick auf die Be-
ziehungen dieser Organisation mit der Organi-
sation der Vereinten Nationen, den Rahmen
nicht überschreiten kann, der durch ihre Lage als
dauernd neutraler Staat bedingt ist. Im Sinne
dieses allgemeinen Vorbehaltes wird ein beson-
derer Vorbehalt sowohl in bezug auf den Text
des Artikels III, lit. B, Z. 4, der Satzung als auch
in bezug auf jede analoge Vorschrift erhoben, die
diese Bestimmung in der vorliegenden Satzung
oder in jeder anderen Vereinbarung ersetzen oder
ergänzen könnte.

(3) Venezuela:

Die Delegation Venezuelas unterzeichnet die
vorliegende Satzung ad referendum unter dem
Einverständnis, daß

1. im Hinblick auf Artikel XVII der Satzung
die Unterzeichnung oder Ratifikation des vor-
liegenden Vertragsinstrumentes durch Venezuela
keine Anerkennung der Jurisdiktion des Inter-
nationalen Gerichtshofes ohne die ausdrückliche
Zustimmung Venezuelas in jedem einzelnen Fall
bedingt;
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2. für Venezuela keine Änderung des vorlie-
genden Vertragsinstrumentes gemäß Ar-
tikel XVIII lit. C ohne die vorherige Erfüllung
der Verfassungsbestimmungen betreffend die
Ratifikation und die Hinterlegung von Staats-
verträgen in Kraft treten kann.

Diese von Venezuela anläßlich der Unterzeich-
nung der Satzung abgegebene Erklärung ist in
der am 19. August 1957 hinterlegten Ratifika-
tionsurkunde Venezuelas nicht enthalten.

(4) Vereinigte Staaten von Amerika:

1. Jede Änderung dieser Satzung muß dem Se-
nat der Vereinigten Staaten von Amerika, so,
wie die Satzung selbst, zur Genehmigung vor-
gelegt werden.

2. Die Vereinigten Staaten von Amerika wer-
den im Falle der Annahme einer Änderung der
Satzung, der der Senat der Vereinigten Staaten
von Amerika in einer formellen Abstimmung die
Genehmigung versagt hat, nicht Mitglied der Or-
ganisation bleiben.

Von folgenden Staaten wurden Vorbehalte
hinsichtlich der Unterzeichnung beziehungsweise
Ratifikation der Satzung durch die Regierung
der Republik China eingebracht:

(1) Indien:

Die Regierung Indiens erkennt die Unterschrift
der Satzung der Internationalen Atomenergie-
Organisation, die darauf Anspruch erhebt, im
Namen Chinas gemacht worden zu sein, nicht an.

(2) Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken:

Die Sowjetunion erkennt weder die Recht-
mäßigkeit der von Kuomintangmitgliedern vor-
genommenen Unterzeichnung der Satzung noch
der von ihnen vorgenommenen Ratifikation der-
selben an, da sie China nicht vertreten.

(3) Vereinigtes Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland:

(Note des Botschafters des Vereinigten König-
reiches an die Regierung der Vereinigten Staaten
von Amerika anläßlich der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde des Vereinigten König-
reiches.)

Anläßlich der Hinterlegung dieser Urkunde
habe ich die Ehre, mich auf eine am 11. Oktober
1956 während der die Satzung betreffenden Kon-
ferenz gemachte Erklärung zu beziehen, der-
zufolge die Regierung des Vereinigten König-
reiches die Zentrale Volksregierung als Regierung
Chinas anerkennt. Über Weisung der Regierung
Ihrer Majestät muß ich mir daher eine Stellung-
nahme meiner Regierung betreffend die Gültig-
keit derjenigen Unterschrift der Satzung, die
darauf Anspruch erhebt, im Namen Chinas ge-
macht worden zu sein, vorbehalten.

(4) Weißrussische Sozialistische Sowjetrepublik:

Die Weißrussische Sozialistische Sowjetrepublik
erkennt weder die Rechtmäßigkeit der von Kuo-
mintangmitgliedern vorgenommenen Unterzeich-
nung der Satzung noch der von ihnen vor-
genommenen Ratifikation derselben an, da sie
China nicht vertreten.

Raab

2 4 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 14. Jänner 1958 über weitere Ratifika-
tionen und Beitritte zum Abkommen über
den Straßenverkehr vom 19. September 1949,
zum Protokoll über Straßenverkehrszeichen
vom 19. September 1949 und zur Europä-
ischen Zusatzvereinbarung zum Abkommen
über den Straßenverkehr und zum Protokoll
über Straßenverkehrszeichen vom 16. Sep-

tember 1950.

Seit der Kundmachung im BGBl. Nr. 64/1957
haben nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen folgende weitere Staaten
ratifiziert oder sind beigetreten dem
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(1) Die Regierung Portugals hat anläßlich der
Hinterlegung ihrer Beitrittsurkunde zum Proto-
koll über Straßenverkehrszeichen mitgeteilt, daß
sie seine Bestimmungen gemäß Art. 57 auch auf
die portugiesischen überseeischen Provinzen von
Angola und Mozambique anwenden werde.

(2) Die Ratifikationsurkunde der Regierung des
Vereinigten Königreiches von Großbritannien
und Nordirland enthält folgende Vorbehalte und
Erklärungen:

1. In Zusammenhang mit Art. 24 des genann-
ten Abkommens behält sich die Regierung des
Vereinigten Königreiches das Recht vor, Per-
sonen die Führung eines anderen als eines vor-
übergehend in. das Vereinigte Königreich ein-
geführten Fahrzeuges nicht zu gestatten, wenn

(i) das Fahrzeug zur Personenbeförderung
gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird und

(ii) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den Gesetzen des Vereinigten
Königreiches verpflichtet wäre, im Besitz
eines besonderen Berufsführerscheines zu
sein.

2. Im Zusammenhang mit Art. 26 des genann-
ten Abkommens müssen zum internationalen
Verkehr im Vereinigten Königreich zugelassene
Fahrräder, entsprechend den Gesetzen des Ver-
einigten Königreiches, vom Hereinbrechen der
Dunkelheit an, nachts oder wenn die Witterung
es erfordert, nach vorne eine weißes Licht und
nach hinten ein rotes Licht und einen roten
Rückstrahler zeigen.

3. Die Regierung des Vereinigten Königreiches
behält sich das Recht vor, im Falle der Anwen-
dung des genannten Abkommens auf eines der
Gebiete, für dessen internationale Beziehungen

sie verantwortlich ist, die Anwendung von ähn-
lichen wie den oben erwähnten Vorbehalten ab-
hängig zu machen.

Weiter erklärt die Regierung des Vereinigten
Königreiches hiemit,

1. daß sie gemäß den Bestimmungen des Art. 2
Abs. 1 des genannten Abkommens die Anhänge 1
und 2 von der Anwendung des Abkommens aus-
nehmen wird und

2. daß sie gemäß den Bestimmungen des An-
hanges 6 Abschnitt IV lit. b des genannten Ab-
kommens an Zugfahrzeugen nur einen Anhänger,
an Sattelkraftfahrzeugen jedoch keinen Anhän-
ger zulassen wird. Ferner werden Sattelkraftfahr-
zeuge nicht zur Personenbeförderung gegen Miete
oder gegen Entgelt zugelassen werden.

Der Ständige Vertreter des Vereinigten König-
reiches bei den Vereinten Nationen erklärte fer-
ner, daß die Streichung der Worte ,,und eine
weiße Fläche" zwischen den Worten „einen roten
Rückstrahler" und „zeigen", in dem zu Art. 26
gemäß Punkt 7 lit. d der Schlußakte der Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über den Straßen-
und Kraftfahrzeugverkehr, BGBl. Nr . 222/1955,
zugelassenen Vorbehalt darauf zurückzuführen
sei, daß das Erfordernis der Ausstattung mit
einer weißen Fläche seither durch die Gesetze
des Vereinigten Königreiches aufgehoben wor-
den sei.

(3) Die Regierung der Niederlande hat mit-
geteilt, daß sie die Bestimmungen des Abkom-
mens über den Straßenverkehr gemäß seinem
Art. 28 und die Bestimmungen des Protokolls
über Straßenverkehrszeichen gemäß seinem
Art. 57 auch auf die Niederländischen Antillen
anwenden werde.

Raab

25.

(Übersetzung.)

Vereinbarung über die Grün-
dung einer Europäischen Or-
ganisation für photogram-
metrische experimentelle Un-

tersuchungen

Die zu diesem Zwecke ord-
nungsgemäß bevollmächtigten,
unterzeichneten Vertreter der
Regierungen der Bundesrepublik
Deutschland, der Republik Öster-
reich, des Königreichs Belgien,
der Republik Italien und des
Königreichs der Niederlande ha-
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ben in dem Wunsche, gemeinsam
an der Entwicklung und Ver-
besserung photogrammetrischer
Untersuchungsmethoden zu ar-
beiten, und im Hinblick auf die
Empfehlung des Rates der Orga-
nisation für europäische wirt-
schaftliche Zusammenarbeit vom
25. Juli 1952 folgendes verein-
bart:

Artikel 1

ORGANISATION

Die vertragschließenden Par-
teien gründen hiemit eine Euro-
päische Organisation für photo-
grammetrische experimentelle
Untersuchungen (im nachfolgen-
den „Organisation" genannt).

Artikel 2

ZWECK

Die Organisation hat zum
Ziel, die Genauigkeit und Quali-
tät kartographischer Aufnahmen
zu verbessern und die Wirt-
schaftlichkeit der Luftbildauf-
nahmen durch Beschleunigung
der Entwicklung und Verbesse-
rung der photogrammetrischen
Methoden zu steigern, besonders
durch die Aufstellung und
Durchführung eines gemein-
samen Programms von experi-
mentellen photogrammetrischen
Untersuchungen in gegenseitiger.
Zusammenarbeit.

Artikel 3

MITGLIEDER

Mitglieder der Organisation
sind sowohl die vertragschließen-
den Parteien, die Unterzeichner
der vorliegenden Vereinbarung
sind oder sich ihr in Überein-
stimmung mit den Bestimmun-
gen des nachstehenden Artikels 9
angeschlossen haben, als auch die
zuständigen amtlichen oder
halbamtlichen Institutionen, die
zu diesem Zweck von ihren Re-
gierungen bestimmt worden
sind, mit der Maßgabe, daß jede
vertragschließende Partei durch
eine Institution vertreten ist.
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Artikel 4

GLIEDERUNG

Die Organisation besteht aus
einem Direktionskomitee, einem
geschäftsführenden Büro und so
vielen wissenschaftlichen Kom-
missionen, wie zur Durchfüh-
rung der Forschungsprogramme
für notwendig gehalten werden.

(a) Das Direktionskomitee
setzt sich aus Delegierten der
Mitglieder der Organisation zu-
sammen. Ihm sollen nicht mehr
als zwei Delegierte eines jeden
Mitgliedes angehören, die mög-
lichst unter den Spezialisten aus
den Kreisen ausgewählt werden,
welche sich der Photogrammetrie
bedienen.

Die Reisekosten und Tage-
gelder der Delegierten sollen in
der Regel von den Mitgliedern
getragen werden.

Das Direktionskomitee faßt
seine Beschlüsse mit einer Drei-
viertelmehrheit der anwesenden
oder vertretenen, stimmberech-
tigten Delegierten, vorbehaltlich
der Bestimmungen im Ab-
satz (b) des nachfolgenden Ar-
tikels 7. Jedes Mitglied verfügt
nur über eine Stimme.

Ein Beschluß ist jedoch nur
dann gültig, wenn die Drei-
viertelmehrheit der gültig ab-
gegebenen Stimmen mindestens
so groß ist wie die halbe Mit-
gliederzahl.

Das Direktionskomitee wählt
einen Präsidenten aus seiner
Mitte. Im Falle der Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des
Präsidenten den Ausschlag.

Das Direktionskomitee ent-
scheidet, welche Probleme unter-
sucht werden sollen, beschließt
die entsprechenden Programme,
verteilt die Aufgaben und über-
wacht die Durchführung jedes
gemeinsam beschlossenen Pro-
gramms.

Das Direktionskomitee soll er-
forderlichenfalls Durchführungs-
bestimmungen und jede andere
Maßnahme beschließen, die für
ein reibungsloses Arbeiten der
Organisation notwendig sind,
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besonders bezüglich der Vorlage-
fristen für Vorschläge an das
Direktionskomitee und der
Patentrechte.

Das Direktionskomitee setzt
den Haushalt fest und überwacht
die Finanzgebarung der Organi-
sation.

Das Direktionskomitee er-
nennt die Mitglieder des ge-
schäftsführenden Büros aus dem
Kreise der Delegierten (sie dür-
fen nicht Mitglieder des Direk-
tionskomitees sein) und be-
stimmt die wissenschaftlichen
Kommissionen, welche es für die
Durchführung eines jeden Pro-
gramms für erforderlich hält.

(b) Das geschäftsführende
Büro besteht grundsätzlich aus
drei Personen, die einen Teil
ihrer Arbeitskraft den wissen-
schaftlichen, technischen und
verwaltungsmäßigen Aufgaben
der Organisation widmen. Eine
von diesen wird zum General-
sekretär ernannt; sie ist beson-
ders für alle Verwaltungs- und
Finanzfragen verantwortlich.
Der Generalsekretär hat die für
das reibungslose Funktionieren
der Organisation notwendigen
laufenden Arbeiten zu erledigen.

Das geschäftsführende Büro ist
dem Direktionskomitee für die
Durchführung des Programms
und der vom Direktionskomitee
gefaßten Beschlüsse innerhalb
der festgesetzten Frist und in
der vorgeschriebenen Art und
Weise verantwortlich.

Das geschäftsführende Büro
wird vom Direktionskomitee
mit der Aufstellung und In-
angriffnahme von Forschungs-
programmen beauftragt. Es soll
ihre Durchführung koordinieren
sowie Unterlagen und Vor-
anschläge für das Direktions-
komitee und die wissenschaft-
lichen Kommissionen bereitstel-
len. Es verfolgt die Durchfüh-
rung der Programme, trifft alle
notwendigen Maßnahmen, um
Verzögerungen dabei zu ver-
meiden, und unterrichtet das
Direktionskomitee laufend über
den Fortschritt der Forschungen,
über die erzielten Ergebnisse so-
wie über die Tätigkeit der wis-
senschaftlichen Kommissionen.
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Die Mitglieder des Büros neh-
men an den Sitzungen des Di-
rektionskomitees ohne Stimm-
berechtigung teil.

Artikel 5

ARBEITSWEISE

Die Arbeitsweise der Organi-
sation beruht auf folgenden
Grundsätzen:

(a) Die Durchführung der im
gegenseitigen Einvernehmen auf-
gestellten Forschungsprogramme
wird dezentralisiert.

(b) In Ausführung der vom
Direktionskomitee aufgestellten
Programme arbeiten die wissen-
schaftlichen Kommissionen für
jede Untersuchung einen die
Einzelheiten enthaltenden Plan
aus, nehmen an den Versuchen
teil, prüfen, erklären und ver-
gleichen die Ergebnisse, geben
Richtlinien für die Forschungen
und führen eingehende Unter-
suchungen über bestimmte tech-
nische Fragen durch, die ihnen
vom Direktionskomitee vor-
gelegt werden.

(c) Es obliegt dem Direktions-
komitee, darüber zu entscheiden,
ob die Veröffentlichung be-
stimmter Forschungsergebnisse
zweckmäßig ist.

(d) In Übereinstimmung mit
den beteiligten Stellen wird das
geschäftsführende Büro alle ge-
eigneten Maßnahmen treffen,
um sicherzustellen, daß die Stel-
len, welche die Untersuchungen
durchführen, nicht durch Be-
sucher in ihrer Arbeit gestört
werden.

Artikel 6

SITZ

Der Sitz der Organisation soll
so bald wie möglich vom Direk-
tionskomitee bestimmt werden.

Artikel 7

GELDMITTEL UND
BEITRÄGE

Die Organisation wird durch
Beiträge der Mitglieder finan-
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ziert, ferner durch Schenkungen,
Vermächtnisse oder Beihilfen
aus verschiedenen Quellen in
Übereinstimmung mit Absatz (c)
des Artikels 7.

(a) Ein finanzieller Beitrag
wird von den Mitgliedern in
Form eines Jahresbeitrages er-
hoben werden, um damit die
Kosten für die Arbeiten der Or-
ganisation und des geschäfts-
führenden Büros zu decken
(Verwaltungskosten, verschie-
dene technische Ausgaben, wie
für Veröffentlichungen, Mate-
rialtransport usw.). Dieser
Jahresbeitrag wird vom Direk-
tionskomitee festgesetzt. Er soll
den Betrag von 200 £ für jedes
Mitglied nicht übersteigen.

(b) Forschungsbeiträge: For-
schungsbeiträge sind von jedem
Mitglied in Form von Dienst-
leistungen und Materiallieferun-
gen verschiedener Art zu leisten;
z. B. Luftaufnahmen, Lieferung
von Luftbildern, Unterlagen
oder Hilfsausrüstungen, Berech-
nung der Koordinaten der Kon-
trollpunkte, Bereitstellung von
Kartier- und Auswertegeräten
sowie von Bedienungspersonal,
Rechnern und wissenschaftlichen
Kräften.

Über den bei jedem Pro-
gramm zu leistenden Beitrag
wird vom Direktionskomitee
einstimmig entschieden, wobei
die Möglichkeiten und Inter-
essen eines jeden Landes an der
betreffenden Forschungsaufgabe
weitgehend berücksichtigt wer-
den.

Wenn ein Mitglied die Durch-
führung besonderer Forschungs-
aufgaben wünscht, deren Kosten
den Rahmen seines eigenen For-
schungsbeitrages beträchtlich
übersteigen, so kann das betref-
fende Mitglied vom Direktions-
komitee ersucht werden, einen
bestimmten Betrag zur Deckung
der zusätzlichen Kosten dieser
besonderen Forschungsaufgabe
zu entrichten.

(c) Schenkungen, Vermächt-
nisse und Beihilfen dürfen nur
angenommen werden, wenn an
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sie keine Bedingungen geknüpft
sind, welche den Zielen der Or-
ganisation widersprechen.

Artikel 8

ANFANGSPROGRAMM

Das Anfangsprogramm um-
faßt unter anderem:

(a) einen umfassenden und ob-
jektiven Vergleich der neuesten
Methoden der Aerotriangula-
tion;

(b) eine experimentelle Unter-
suchung über die Anwendung
der Präzisionsphotogrammetrie
zur Herstellung großmaßstäb-
licher Karten und besonders zur
Katastervermessung;

(c) eine experimentelle Unter-
suchung , wirtschaftlicher und
zeitsparender Methoden zur
Herstellung kleinmaßstäblicher
Karten.

(d) Das Anfangsprogramm
kann vom Direktionskomitee
auf die experimentelle Unter-
suchung anderer Probleme aus-
gedehnt werden, die entweder
mit der Verbesserung der photo-
grammetrischen Arbeitsverfah-
ren oder mit der Anwendung
und Vervollkommnung von In-
strumenten zusammenhängen.

Artikel 9

BEITRITT

Die Regierung jedes Mitglied-
staates der Organisation für
europäische wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit oder eines jeden
Landes, das sich den Arbeiten
der genannten Organisation an-
geschlossen hat, kann der vorlie-
genden Vereinbarung beitreten,
indem sie der Organisation ent-
sprechende Mitteilung macht und
das Direktionskomitee seine Zu-
stimmung erteilt, das den Bei-
tritt davon abhängig machen
kann, daß vorher ein von ihm
festgesetzter Betrag entrichtet
wird.
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Artikel 10

AUSTRITT

(a) Jede der vertragschließen-
den Parteien kann nach Ablauf
einer zweijährigen Mitglied-
schaft ihre Absicht kundtun, aus
der Organisation auszutreten.
Der Austritt wird ein Jahr nach
dem Tage wirksam, an welchem
er der Organisation mitgeteilt
worden ist, mit der Maßgabe,
daß das betreffende Mitglied
seinen Beitrag für das Jahr noch
entrichtet, nach dessen Ablauf
seine Mitgliedschaft in der Or-
ganisation erlischt.

(b) Falls ein Mitglied seinen
Verpflichtungen der Organisa-
tion gegenüber nicht nach-
kommt, kann das Direktions-
komitee dieses Mitglied von
seinen Rechten und Vergünsti-
gungen in einem Maße ausschlie-
ßen, welches vom Komitee fest-
zusetzen ist.

Artikel 11

ÄNDERUNGEN DER VER-
EINBARUNG

Die vorliegende Vereinbarung
kann vom Direktionskomitee
auf Vorschlag eines Mitgliedes
oder des geschäftsführenden
Büros abgeändert werden. Jeder
Änderungsvorschlag soll allen
Mitgliedern mindestens drei Mo-
nate vorher mitgeteilt werden,
ehe er dem Direktionskomitee
zur Prüfung vorgelegt wird.

Artikel 12

INKRAFTTRETEN DER
VEREINBARUNG

(a) Die vorliegende Vereinba-
rung soll für die Unterzeichner
mit dem Tage der Unterzeich-
nung in Kraft treten. Für jedes
Land, das ihm später beitreten
will, soll es mit dem Tage der
Genehmigung durch das Direk-
tionskomitee in Kraft treten.

(b) Sobald die vorliegende
Vereinbarung in Kraft tritt,
wird die Organisation der Orga-
nisation für europäische wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
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der Internationalen Gesellschaft
für Photogrammetrie davon
Kenntnis geben. Die Organisa-
tion wird eine enge Verbindung
mit diesen beiden Institutionen
herstellen.

Artikel 13

AUFLÖSUNG DER ORGANI-
SATION

Im Falle der Auflösung der
Organisation soll das Direktions-
komitee alle geeigneten Maß-
nahmen ergreifen, um im besten
Interesse der Mitglieder über das
Vermögen der Organisation zu
verfügen.

Zu Urkund dessen haben die
unterzeichneten und ordnungs-
gemäß bevollmächtigten Vertre-
ter die vorliegende Vereinbarung
unterschrieben.

Ausgefertigt zu Paris am
zwölften Oktober eintausend-
neunhundertdreiundfünfzig, in
englischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte
gleich authentisch sind, in einem
einzigen Exemplar, welches im
Archiv der Organisation hinter-
legt wird und von dem je eine
beglaubigte, gleichlautende Ab-
schrift an alle Unterzeichner
übersandt wird.

Für die Bundesrepublik
Deutschland:

Dr. Erwin GIGAS

Für die Republik Österreich:

Ing. Karl NEUMAIER

Für das Königreich Belgien:
(vorbehaltlich späterer

Ratifizierung)

Colonel PANIER

Für die Republik Italien:

Prof. Alfredo PAROLI
(Generalinspektor des italienischen

Katasterwesens)

Für das Königreich der
Niederlande:

W. SCHERMERHORN
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(Übersetzung.)

Zusatzprotokoll zur Ergän-
zung und Berichtigung der
Vereinbarung über die Grün-
dung einer Europäischen Or-
ganisation für photogramme-
trische experimentelle Unter-
suchungen, unterzeichnet am

12. Oktober 1953
Die unterzeichneten, ord-

nungsgemäß bevollmächtigten
Vertreter der Regierungen der
Bundesrepublik Deutschland, der
Republik Österreich, des König-
reichs Belgien, der Republik
Italien und des Königreichs der
Niederlande haben als Regie-
rungsvertreter der vertragschlie-
ßenden Parteien der Vereinba-
rung über die Gründung einer
Europäischen Organisation für
photogrammetrische experimen-
telle Untersuchungen (weiterhin
als „Vereinbarung" bezeichnet),
welche am 12. Oktober 1953 in
Paris unterzeichnet wurde

beschlossen
ein Zusatzprotokoll zur Verein-
barung zu unterzeichnen und
haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Der fünfte Unterparagraph
von Paragraph (a) des Artikels 4
der Vereinbarung wird ergänzt
und lautet wie folgt:

„Das Direktionskomitee er-
wählt einen Vorsitzenden aus.
seiner Mitte. Die Wahl erfolgt
durch die einfache Majorität der
anwesenden und stimmberech-
tigten Delegierten, wobei jedes
Mitglied nur eine Stimme hat.
Im Falle der Stimmengleichheit
gibt die Stimme des Vorsitzen-
den den Ausschlag."

Artikel 2

Paragraph (c) des Artikels 5
der Vereinbarung wird ergänzt
und lautet wie folgt:

„(c) Es obliegt dem Direk-
tionskomitee, darüber zu ent-
scheiden, ob die Veröffentlichung
bestimmter Forschungsergebnisse
zweckmäßig ist. Veröffentlichun-
gen erfolgen im Namen des-
Komitees."
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Artikel 3

(a) Paragraph (a) des Arti-
kels 8 der Vereinbarung wird
ergänzt und lautet wie folgt:

„(a) eine umfassende und ob-
jektive Studie der neuesten Me-
thoden der Luftbildtriangula-
tion."

(b) Der französische Text des
Paragraphen (b) des Artikels 8
der Vereinbarung wird berichtigt
und lautet wie folgt:

„(b) une étude expérimentale
de l'emploi de la photogram-
métrie de haute précision pour
les cartes aux grandes échelles et,
en particulier, pour le cadastre."

„(b) eine experimentelle Un-
tersuchung über die Anwendung
der Präzisionsphotogrammetrie
zur Herstellung großmaßstäb-
licher Karten und besonders zur
Katastervermessung."

(c) Der französische Text des
Paragraphen (c) von Artikel 8
der Vereinbarung wird berich-
tigt und lautet wie folgt:

„(c) une étude expérimentale
des méthodes économiques et
rapides d'établissement des car-
tes aux petites échelles."

„(c) eine experimentelle Un-
tersuchung wirtschaftlicher und
zeitsparender Methoden zur
Herstellung kleinmaßstäblicher
Karten."

(d) Ein neuer Paragraph (d)
wird dem Artikel 8 der Verein-
barung nach Paragraph (c) dieses
Artikels hinzugefügt und lautet
wie folgt:

„(d) Sammlung photogram-
metrischer Dokumente."

(e) Paragraph (d) des Arti-
kels 8 der Vereinbarung wird
Paragraph (e) dieses Artikels.

Artikel 4

Die folgenden Worte sollen
in Französisch über die Signatur
des Vertreters der Regierung der
Republik Österreich, Ing. Karl
Numaier, hinzugefügt werden:

„(sous réserve de ratification)"
„(vorbehaltlich späterer Geneh-
migung)."
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Artikel 5

Artikel 1 bis 3 des vorliegen-
den Zusatzprotokolls bilden
einen integrierenden Bestandteil
der Vereinbarung.

Zu Urkund dessen haben die
unterzeichneten und ordnungs-
mäßig bevollmächtigten Ver-
treter das vorliegende Zusatz-
protokoll unterzeichnet.

Ausgefertigt in Delft am sech-
zehnten Juni eintausendneun-
hundertvierundfünfzig in eng-
lischer und französischer Sprache,
wobei beide Texte gleich authen-
tisch sind, in einem einzigen
Exemplar, welches im Archiv
der Europäischen Organisation
für photogrammetrische experi-
mentelle Untersuchungen hinter-
legt wird und von dem je eine
beglaubigte, gleichlautende Ab-
schritt an alle Unterzeichneten
übersandt wird.

Für die Bundesrepublik
Deutschland:

Dr. Erwin GIGAS

Für die Republik Österreich:
(vorbehaltlich späterer

Genehmigung)
Ing. Karl NEUMAIER

Für das Königreich Belgien:
(vorbehaltlich späterer

Genehmigung)
Colonel PANIER

Für die Republik Italien:
Prof. Alfredo PAROLI

(Generalinspektor des italienischen
Katasterwesens)

Für das Königreich der
Niederlande:

W. SCHERMERHORN

Der vorliegenden Vereinbarung und dem vorliegenden Zusatzprotokoll gehören gegen-
wärtig folgende Staaten an:

Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Italien, Niederlande, Österreich und die Schweiz.

Raab
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26.

Notenwechsel zwischen dem Bundeskanzleramt, Auswärtige Angelegenheiten, und der
Israelischen Gesandtschaft in Wien über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges für
Inhaber von Diplomaten- und Dienstpässen im Verhältnis zwischen Österreich und Israel.

Der Bundesminister
für die Auswärtigen Angelegenheiten
Zl. 339.420-RA(RR)57

Wien, am 19. November 1957

Herr Minister!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Österreichische Bundesregierung bereit
ist, mit der israelischen Regierung folgendes Ab-
kommen zur Abänderung der Sichtvermerks-
bestimmungen für Diplomaten- und Dienstpaß-
inhaber abzuschließen:

1. Die Diplomaten- und Dienstpaßinhaber der
vertragschließenden Parteien bedürfen zur Ein-
reise und zum Aufenthalt bis zur Dauer der
Gültigkeit ihrer Pässe in Österreich bzw. Israel
keines Sichtvermerkes.

2. Das gegenständliche Abkommen wird am
1. Jänner 1958 in Kraft treten.

Wenn die israelische Regierung sich mit Vor-
stehendem einverstanden erklärt, werden diese
Note und die Antwort, die Eure Exzellenz mir
zukommen lassen wird, ein Abkommen zwischen
den beiden Regierungen darstellen.

Empfangen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung.

gez. Figl m. p.

S. Exz.
Herrn Shmuel Bentsur
a. o. Ges. und bev. Minister
Israelische Gesandtschaft
Wien XIX, Peter Jordan-Straße 66

Das dem Notenwechsel zugrunde liegende Abkommen ist am 1. Jänner 1958 in Kraft getreten.

Raab
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